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4. würdigt außerdem die zuständigen Organe der Ver-
einten Nationen, insbesondere das Kinderhilfswerk der Ver-
einten Nationen, den Entwicklungsfonds der Vereinten Na-
tionen für die Frau und die Friedensuniversität, für ihre Tätig-
keiten zur weiteren Förderung einer Kultur des Friedens und
der Gewaltlosigkeit, namentlich die Förderung der Frie-
denserziehung und die Tätigkeiten im Zusammenhang mit
den im Aktionsprogramm benannten konkreten Bereichen,
und legt ihnen nahe, ihre Anstrengungen fortzusetzen, weiter
zu verstärken und auszuweiten;

5. legt der Kommission für Friedenskonsolidierung na-
he, bei ihren Tätigkeiten eine Kultur des Friedens und der Ge-
waltlosigkeit zu Gunsten der Kinder zu fördern;

6. legt den zuständigen Behörden nahe, den Kindern in
den Schulen eine Bildung zu vermitteln, die zu gegenseitigem
Verständnis, Toleranz, aktiver Staatsbürgerschaft, Achtung
der Menschenrechte und zur Förderung einer Kultur des Frie-
dens erzieht;

7. würdigt die Zivilgesellschaft, einschließlich der
nichtstaatlichen Organisationen und der jungen Menschen,
für ihre Tätigkeiten zur weiteren Förderung einer Kultur des
Friedens und der Gewaltlosigkeit, so auch durch ihre Kampa-
gne zur Schärfung des Bewusstseins für eine Kultur des Frie-
dens, und nimmt Kenntnis von den Fortschritten, die von über
siebenhundert Organisationen in über einhundert Ländern er-
zielt wurden;

8. ermutigt die Zivilgesellschaft, einschließlich der
nichtstaatlichen Organisationen, ihre Anstrengungen zur För-
derung der Ziele der Dekade weiter zu verstärken, unter ande-
rem durch die Verabschiedung eines eigenen Aktivitätenpro-
gramms zur Ergänzung der Initiativen der Mitgliedstaaten,
der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und
anderer internationaler und regionaler Organisationen;

9. befürwortet, dass die Massenmedien in die Erzie-
hung zu einer Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit
einbezogen werden, insbesondere im Hinblick auf Kinder und
Jugendliche, namentlich durch die geplante Ausweitung des
Informationsnetzes „Kultur des Friedens“ zu einem weltwei-
ten Netzwerk von Internetseiten in vielen Sprachen;

10. begrüßt die von der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur unternomme-
nen Anstrengungen, die während des Internationalen Jahres
getroffenen Kommunikations- und Vernetzungsvereinbarun-
gen weiterzuführen, um stets über den neuesten Stand der
Entwicklungen im Zusammenhang mit der Begehung der De-
kade informieren zu können;

11. bittet die Mitgliedstaaten, alljährlich am 21. Septem-
ber den Internationalen Friedenstag als einen Tag zu begehen,
an dem weltweit Waffenruhe und Gewaltlosigkeit herrschen,
im Einklang mit Resolution 55/282 vom 7. September 2001;

12. bittet die Mitgliedstaaten sowie die Zivilgesell-
schaft, einschließlich der nichtstaatlichen Organisationen,
dem Generalsekretär weiterhin Informationen über die Bege-
hung der Dekade und über die Tätigkeiten zur Förderung ei-
ner Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit zu unterbrei-
ten;

13. dankt den Mitgliedstaaten für ihre Teilnahme an
dem Plenarsitzungstag zur Überprüfung der Fortschritte bei
der Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms so-
wie der Begehung der Dekade zu ihrer Halbzeit; 

14. dankt den Mitgliedstaaten außerdem für ihre Teil-
nahme am Dialog auf hoher Ebene über interreligiöse und in-
terkulturelle Zusammenarbeit zur Förderung der Toleranz,
der Verständigung und der allgemeinen Achtung der Reli-
gions- und Weltanschauungsfreiheit und der kulturellen Viel-
falt, der am 4. und 5. Oktober 2007 im Einklang mit Resolu-
tion 61/221 vom 20. Dezember 2006 abgehalten wurde;

15. ersucht den Generalsekretär, die Möglichkeit einer
Stärkung der Mechanismen für die Umsetzung der Erklärung
und des Aktionsprogramms zu erkunden; 

16. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

17. beschließt, den Punkt „Kultur des Friedens“ in die
vorläufige Tagesordnung ihrer dreiundsechzigsten Tagung
aufzunehmen.

RESOLUTION 62/90
Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 17. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/62/L.17/Rev.1 und Add.1, eingebracht von: Ägypten, Angola,
Antigua und Barbuda, Aserbaidschan, Bangladesch, Belarus, Be-
lize, Benin, Brasilien, Burkina Faso, China, Costa Rica, Dominika-
nische Republik, Dschibuti, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun,
Gambia, Guatemala, Guinea, Haiti, Indonesien, Irak, Iran (Islami-
sche Republik), Kambodscha, Kamerun, Kasachstan, Katar, Ko-
moren, Kongo, Kuwait, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Madagaskar, Marokko, Marshallinseln, Mongolei,
Myanmar, Nepal, Nicaragua, Oman, Pakistan, Panama, Papua-
Neuguinea, Philippinen, Russische Föderation, Senegal, Sierra
Leone, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sudan, Surina-
me, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Usbekistan.

62/90. Förderung des Dialogs, der Verständigung und
der Zusammenarbeit zwischen den Religionen
und Kulturen zu Gunsten des Friedens

Die Generalversammlung,
in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen

und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte77 veran-
kerten Ziele und Grundsätze, insbesondere des Rechts auf
Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/6 vom 9. Novem-
ber 2001 über die Globale Agenda für den Dialog zwischen
den Kulturen, 57/6 vom 4. November 2002 betreffend die
Förderung einer Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit,
57/337 vom 3. Juli 2003 über die Verhütung bewaffneter
Konflikte, 58/128 vom 19. Dezember 2003 über die Förde-
rung von Verständnis, Harmonie und Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Religion und der Kultur, 59/23 vom 11. No-

77 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
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vember 2004 über die Förderung des interreligiösen Dialogs,
59/143 vom 15. Dezember 2004 über die Internationale De-
kade für eine Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit zu
Gunsten der Kinder der Welt 2001-2010, 60/167 vom 16. De-
zember 2005 über Menschenrechte und kulturelle Vielfalt
und 61/161 vom 19. Dezember 2006 über die Beseitigung al-
ler Formen von Intoleranz und Diskriminierung auf Grund
der Religion oder der Weltanschauung,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 61/221 vom
20. Dezember 2006 über die Förderung des Dialogs, der Ver-
ständigung und der Zusammenarbeit zwischen den Religio-
nen und Kulturen zu Gunsten des Friedens,

in der Erkenntnis, dass die kulturelle Vielfalt und das
Streben aller Völker und Nationen nach kultureller Entwick-
lung eine Quelle der gegenseitigen Bereicherung des kulturel-
len Lebens der Menschen darstellen,

unter Berücksichtigung dessen, dass die Generalkonfe-
renz der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur in ihrer Resolution 46 der General-
versammlung empfohlen hat, das Jahr 2010 zum Internationa-
len Jahr für die Annäherung der Kulturen zu erklären78,

Kenntnis nehmend von dem wertvollen Beitrag verschie-
dener einander verstärkender und miteinander verknüpfter In-
itiativen auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene
zur Vertiefung des Dialogs, der Verständigung und der Zu-
sammenarbeit zwischen den Religionen, Kulturen und Zivili-
sationen,

sowie Kenntnis nehmend von dem am 4. und 5. Oktober
2007 abgehaltenen Dialog auf hoher Ebene über interreligiö-
se und interkulturelle Verständigung und Zusammenarbeit im
Dienste des Friedens mit dem Leitthema „Interreligiöse und
interkulturelle Zusammenarbeit zur Förderung der Toleranz,
der Verständigung und der allgemeinen Achtung in Fragen
der Religions- und Weltanschauungsfreiheit und der kulturel-
len Vielfalt“,

bekräftigend, wie wichtig es ist, den Prozess der Einbezie-
hung aller Interessenträger in den Dialog zwischen den Reli-
gionen, Kulturen und Zivilisationen im Rahmen der entspre-
chenden Initiativen auf den verschiedenen Ebenen aufrecht-
zuerhalten,

in Anbetracht des Bekenntnisses aller Religionen zum
Frieden,

1. erklärt, dass gegenseitige Verständigung und inter-
religiöser Dialog eine wichtige Dimension des Dialogs zwi-
schen den Zivilisationen und der Kultur des Friedens darstel-
len;

2. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit der
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur betreffend den interreligiösen Dialog im
Zusammenhang mit ihren Bemühungen zur Förderung des

Dialogs zwischen den Zivilisationen, Kulturen und Völkern
sowie von Aktivitäten zu Gunsten einer Kultur des Friedens
und begrüßt ihre schwerpunktmäßige Ausrichtung auf kon-
krete Maßnahmen auf globaler, regionaler und subregionaler
Ebene und auf die Förderung des interkonfessionellen Dia-
logs als ihr wegweisendes Projekt;

3. bekräftigt, dass sich alle Staaten feierlich verpflich-
tet haben, die allgemeine Achtung, die Einhaltung und den
Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle im
Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen, der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte77 und anderen Men-
schenrechtsübereinkünften und dem Völkerrecht zu fördern,
wobei der universale Charakter dieser Rechte und Freiheiten
außer Frage steht;

4. begrüßt es, dass das in der Sekretariats-Hauptabtei-
lung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten angesie-
delte Büro für Unterstützung des Wirtschafts- und Sozialrats
und Koordination benannt wurde, entsprechend dem Ersu-
chen in Resolution 61/221 die Rolle einer Koordinierungs-
stelle zu übernehmen79 und mit den Institutionen des Systems
der Vereinten Nationen zusammenzuwirken sowie ihren Bei-
trag zum zwischenstaatlichen Prozess zu koordinieren, und
erwartet, dass es diese Aufgaben wirksam wahrnehmen wird;

5. legt den Mitgliedstaaten nahe, gegebenenfalls Initia-
tiven zu prüfen, in deren Rahmen Bereiche für konkrete Maß-
nahmen in allen Teilen und Schichten der Gesellschaft zur
Förderung des Dialogs, der Toleranz, der Verständigung und
der Zusammenarbeit zwischen den Religionen und Kulturen
aufgezeigt werden, unter anderem die während des Dialogs
auf hoher Ebene über interreligiöse und interkulturelle Ver-
ständigung und Zusammenarbeit im Dienste des Friedens
vorgeschlagenen Ideen;

6. hebt hervor, dass die von dem Dialog auf hoher Ebe-
ne in Gang gesetzte Dynamik bei den weiteren Erörterungen
aufrechterhalten werden muss;

7. ermutigt zur Förderung des Dialogs zwischen den
Medien aller Kulturen und Zivilisationen, betont, dass jeder
das Recht auf freie Meinungsäußerung hat, und bekräftigt,
dass die Ausübung dieses Rechts besondere Pflichten und
Verantwortung mit sich bringt und daher bestimmten Ein-
schränkungen unterworfen sein darf, jedoch nur, soweit sie
gesetzlich vorgesehen und notwendig sind, um die Rechte
oder den guten Ruf anderer zu wahren und die nationale Si-
cherheit oder öffentliche Ordnung oder die öffentliche Ge-
sundheit oder Moral zu schützen;

8. beschließt, das Jahr 2010 zum Internationalen Jahr
der Annäherung der Kulturen zu erklären, und empfiehlt, im
Laufe des Jahres geeignete Veranstaltungen zu dem Dialog,
der Verständigung und der Zusammenarbeit zwischen den
Religionen und Kulturen zu Gunsten des Friedens zu organi-
sieren, unter anderem einen Dialog auf hoher Ebene und/oder
informelle interaktive Anhörungen mit Vertretern der Zivil-
gesellschaft;

78 Siehe United Nations Educational, Scientific and Cultural Organiza-
tion, Records of the General Conference, Thirty-fourth Session, Paris,
16 October–2 November 2007, Vol. 1: Resolutions, Kap.V. 79 Siehe A/62/337, Ziff. 27.
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9. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 62/91

Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 17. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/62/L.30 und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Al-
gerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Ar-
menien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bangla-
desch, Belarus, Belgien, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina
Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Däne-
mark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Domini-
kanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland,
Frankreich, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Griechenland,
Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesi-
en, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien,
Jamaika, Japan, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada,
Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Ko-
moren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokra-
tische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar,
Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien,
Mauritius, Mexiko, Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, My-
anmar, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nige-
ria, Norwegen, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru,
Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien,
Schweden, Senegal, Serbien, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Sri Lanka, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika,
Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Ta-
dschikistan, Thailand, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechi-
sche Republik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ungarn, Uruguay, Va-
nuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik
Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland,
Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

62/91. Verstärkung der Soforthilfe, der Rehabilitation,
des Wiederaufbaus und der Vorbeugung nach
der Tsunami-Katastrophe im Indischen Ozean

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/182 vom 19. De-
zember 1991, 57/152 vom 16. Dezember 2002, 57/256 vom
20. Dezember 2002, 58/25 vom 5. Dezember 2003, 58/214
und 58/215 vom 23. Dezember 2003, 59/212 vom 20. Dezem-
ber 2004, 59/231 und 59/233 vom 22. Dezember 2004,
59/279 vom 19. Januar 2005, 60/15 vom 14. November 2005
und 61/132 vom 14. Dezember 2006,

mit Lob für den Geist der internationalen Solidarität und
Zusammenarbeit bei der Bewältigung dieser Katastrophe, den
die internationale Gemeinschaft, Regierungen, die Zivilge-
sellschaft, der Privatsektor und Einzelpersonen mit ihrer ra-
schen Reaktion, ihrer fortgesetzten Unterstützung, ihrer groß-
zügigen Hilfe und ihren Beiträgen bei den Soforthilfe-, Reha-
bilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen bewiesen haben,

Kenntnis nehmend von der Erklärung über Maßnahmen
zur Verstärkung der Soforthilfe, der Rehabilitation, des Wie-
deraufbaus und der Vorbeugung nach der Erdbeben- und

Tsunami-Katastrophe vom 26. Dezember 2004, die auf der
Sondertagung führender Politiker des Verbands Südostasiati-
scher Nationen am 6. Januar 2005 in Jakarta verabschiedet
wurde80,

unter Hinweis auf die Erklärung von Hyogo81 und den Hy-
ogo-Rahmenaktionsplan 2005-201582 sowie die gemeinsame
Erklärung der Sondertagung über die Katastrophe im Indi-
schen Ozean83, die auf der vom 18. bis 22. Januar 2005 in Ko-
be (Hyogo, Japan) abgehaltenen Weltkonferenz für Katastro-
phenvorsorge verabschiedet wurden,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs84,

betonend, dass auch weiterhin Strategien zur Verringe-
rung des Katastrophenrisikos ausgearbeitet und gegebenen-
falls in nationale Entwicklungspläne integriert werden müs-
sen, insbesondere mittels Umsetzung der Internationalen
Strategie zur Katastrophenvorsorge, um so die Widerstands-
kraft von Bevölkerungen gegen Katastrophen zu stärken und
die Risiken für die Menschen, ihre Lebensgrundlagen, die so-
ziale und wirtschaftliche Infrastruktur und die Umweltres-
sourcen zu mindern, sowie betonend, dass die Regierungen
wirksame nationale Pläne für Gefahrenwarnsysteme ausar-
beiten und umsetzen müssen, die auf die Verringerung des
Katastrophenrisikos ausgerichtet sind,

hervorhebend, dass die Katastrophenvorsorge, einschließ-
lich der Verringerung der Anfälligkeit für Naturkatastrophen,
in erheblichem Maße zur Verwirklichung einer nachhaltigen
Entwicklung beiträgt,

sowie die Rolle hervorhebend, die die Zwischenstaatliche
Ozeanografische Kommission der Organisation der Verein-
ten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur bei der
Koordinierung der Einrichtung des Systems für Tsunami-
Warnung und -Folgenbegrenzung im Indischen Ozean in An-
betracht dessen wahrnimmt, wie wichtig es ist, die für wirksa-
me Vorkehrungen zur Tsunami-Frühwarnung unerlässliche
regionale und subregionale Zusammenarbeit und Koordinie-
rung zu verstärken,

in Würdigung dessen, dass der Freiwillige Treuhandfonds
mehrerer Geber für Vorkehrungen zur Tsunami-Frühwarnung
im Indischen Ozean und in Südostasien einsatzbereit ist, und
mit der Bitte an die Regierungen, die Geberländer, die in Be-
tracht kommenden internationalen Organisationen, die inter-
nationalen und regionalen Finanzinstitutionen, den Privatsek-
tor und die Zivilgesellschaft, zu erwägen, in Form von finan-
ziellen Beiträgen und technischer Zusammenarbeit zur Unter-
stützung der Einrichtung des Tsunami-Frühwarnsystems im

80 A/59/669, Anlage.
81 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1.
82 Hyogo Framework for Action 2005–2015: Building the Resilience of
Nations and Communities to Disasters (A/CONF.206/6 und Corr.1,
Kap. I, Resolution 2).
83 Common statement of the special session on the Indian Ocean disaster:
risk reduction for a safer future (A/CONF.206/6 und Corr.1, Anhang II).
84 A/62/83-E/2007/67.




